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Familienfeindliche Politik des neuen Schöffenrates der Stadt Luxemburg

Der neue blaugrüne Schöffenrat der Stadt Luxemburg hat den Bürgern der Hauptstadt gleich zu Beginn seiner Amtszeit gezeigt, dass er die politischen Taschenspielertricks perfekt beherrscht. Ähnlich wie bereits vor sechs Jahren werden unpopuläre Maßnahmen direkt am Anfang der Mandatsperiode durchgezogen in der Hoffnung, dass der dumme Wähler sie bis zum nächsten Wahltermin schon wieder vergessen hat.
Die erste sozialpolitische Maßnahme der neuen blaugrünen Mehrheit im Stadthaus wird also in einer drastischen Erhöhung der Tarife für Kinderkrippenplätze bestehen. Von diesem Schritt ist im Koalitionsabkommen keine Spur zu finden, ebenso wenig wie die betroffenen Eltern vorher konsultiert wurden.

Auf der Tagesordnung des Gemeinderates vom Montag, den 13. Februar steht die Erhöhung der Kostenbeteiligung der Eltern an den städtischen Kinderkrippenplätzen um satte 100% bis 300%, und zwar vom kommenden September an. Ein Beispiel: Ein Doppelverdiener-Haushalt mit einem Nettoeinkommen von 5.500€ und zwei Kindern zahlt derzeit für die Betreuung seiner beiden Kinder 822,62€. Nach der Erhöhung werden es sage und schreibe 1.476€ sein, das entspricht einer Steigerung von rund 80%. Dazu 5 Bemerkungen:

1. Die Erhöhung ist total disproportioniert im Vergleich zu den bisherigen Tarifen und bricht mit der lobenswerten Tugend, notwendige Erhöhungen nur linear und moderat durchzuführen, um Kostenexplosionen zu verhindern. Dies ist hier nicht geschehen und droht so manchem Haushalt das finanzielle Gleichgewicht zu nehmen (z.B. Hausfinanzierung).

2. Diese Politik ist ein falsches Zeichen an die Familien und insbesonders an die Frauen der Hauptstadt. Damit entlarven sich die Mehrheit und vor allem ihr grüner Bestandteil als Schönredner, die auf große Worte keine Taten folgen lassen. Hatte man sich vor den Wahlen noch als familienfreundlich gegeben und große Töne über die Rolle der Frau in der Gesellschaft gespuckt, gießt man nun Wasser auf die Mühlen jener, die behaupten, Frauenarbeit würde sich allein wegen der hohen Kosten der Krippen nicht mehr lohnen. Immerhin zahlen jene Glückliche, die der höchsten Kategorie angehören, fast ein Mindestlohngehalt pro Kind. Da werden es sich einige gut überlegen, ob sie nach dem Mutterschaftsurlaub wieder eine Arbeit aufnehmen oder nicht.

3. Die Staffelung der Beiträge trotzt jeder Logik einer gerechten Verteilung öffentlicher Lasten. Ist ein Haushalt bei 4.000€ Nettoeinkommen mit bescheidenen 530€ bereits über dem aktuellen Beitrag, verdoppelt sich letzterer bei einem Gesamtgehalt von 6.500€, was nach Adam Riese aber nicht das Doppelte von 4.000 ist! Bei einem Elternpaar mit einem gemeinsamen Einkommen von 7.750€ müssen immerhin satte 1.360€ hingeblättert werden, was bei zwei Kindern die astronomische Summe von 2.500€ ergibt, ein knappes Drittel des Haushaltseinkommens. Aber auch die unteren Gehälter werden kräftig zur Kasse gebeten. Die Stater Sozialisten fordern daher für Mindestlohnempfänger kostenlose Krippenplätze.

4. Die Prozedur ist zudem für diejenigen, die keine monatliche Lohnabrechnung erhalten, ein verwaltungstechnischer Hürdenlauf. Wie wird man wohl die nur feinen Unterschiede zwischen den einzelnen Gehaltskategorien berechnen können? Die können wohl oder übel nur über Steuerbulletins herausgefunden werden, und die werden kaum vor Mitte des Jahres zu bekommen sein. Welcher Tarif wird dann angewendet werden, und wird bei laufender Erhöhung nachgerechnet werden?

5. Für junge Familien ist es ohnehin schon teuer, in der Hauptstadt zu wohnen. Durch die angekündigte Maßnahme werden sie jetzt auch noch bei der Kinderbetreuung zur Kasse gebeten. Das trägt mit Sicherheit nicht dazu bei, junge Familien mit Kindern zu ermuntern, sich in der Hauptstadt niederzulassen.

Mitteilung der STATER SOZIALISTEN
